


Mit Schriftsatz vom 5. September 2002 suchte die Klägerin um einstweiligen gerichtlichen 
Rechtsschutz nach. Mit Beschluss vom 21. Oktober 2002 (1 B 1151/02) verpflichtete die seinerzeit 
zuständige 1. Kammer des erkennenden Gerichts den Beklagten im Wege einer einstweiligen 
Anordnung, der Klägerin ab dem 1. Oktober 2002 vorläufig Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zu gewähren. Zur Begründung führte die Kammer im Wesentlichen 
an, der Anspruch der Klägerin sei nicht durch § 7 Abs. 1 AsylbLG ausgeschlossen, weil diese 
Vorschrift nicht auf volljährige Familienangehörige anzuwenden sei. Wegen der Einzelheiten der 
Begründung wird auf den den Beteiligten bekannten Beschluss der 1. Kammer verwiesen.

Den Widerspruch der Klägerin wies die Bezirksregierung Braunschweig mit Widerspruchsbescheid 
vom 17. April 2003 unter Berufung auf den Ausgangsbescheid im Wesentlichen mit der 
Begründung zurück, der vom Gericht im einstweiligen Rechtsschutzverfahren vertretenen Ansicht 
könne nach der in Niedersachsen geltenden Erlasslage nicht gefolgt werden.

Hiergegen hat die Klägerin am 23. Mai 2003 Klage erhoben, zu deren Begründung sie ihr 
Widerspruchsvorbringen wiederholt.

Die Klägerin beantragt sinngemäß,
unter Aufhebung des Bescheides des Flecken A. vom 27. August 2002 und des 
Widerspruchsbescheides der Bezirksregierung Braunschweig vom 17. April 2003 den Beklagten zu 
verpflichten, der Klägerin über den 22. August 2002 hinaus Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz in gesetzlicher Höhe zu gewähren.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Er tritt dem klägerischen Vorbringen unter Berufung auf die angefochtenen Bescheide in der Sache 
entgegen.

Die Beteiligten haben übereinstimmend auf mündliche Verhandlung verzichtet.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die zwischen den Beteiligten 
gewechselten Schriftsätze in diesem wie in den Verfahren 2 A 23/03, 2 A 24/03 und 1 B 1151/02 
sowie die jeweiligen Verwaltungsvorgänge des Flecken A. Bezug genommen. Diese Unterlagen 
sind Gegenstand der Beratung gewesen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e:

Die zulässige Klage, über die das Gericht gemäß § 101 Abs. 2 VwGO im Einverständnis der 
Beteiligten ohne mündliche Verhandlung entscheidet, ist begründet. Die angefochtenen Bescheide 
sind rechtswidrig und die Klägerin hat Anspruch auf Asylbewerberleistungen in gesetzlicher Höhe 
über den 22. August 2002 hinaus (§ 113 Abs. 5 VwGO). Dabei ist der gerichtliche 
Überprüfungszeitraum wie im Sozialhilferecht auf die Zeit bis zum Erlass des 
Widerspruchsbescheides begrenzt. 

Die erkennende Kammer folgt der von der früher für Verfahren aus dem Recht der 
Asylbewerberleistungen zuständig gewesenen 1. Kammer des Gerichts vertretenen Rechtsansicht, 
wonach § 7 Abs. 1 AsylbLG auf volljährige Familienangehörige keine Anwendung findet. Sie 
schließt sich den im einstweiligen Rechtsschutzverfahren gemachten Ausführungen der 1. Kammer 
vollinhaltlich an. In dem Beschluss vom 21. Oktober 2002 heißt es insoweit:
„Denn hierunter (Anm. des Gerichts: Unter den Begriff des Familienangehörigen nach § 7 Abs. 1 



Satz 1 AsylbLG) sind nach Auffassung des Gerichts lediglich der Ehegatte und die minderjährigen 
Kinder der nach § 1 Abs. 1 Nr. 1-5 AsylbLG leistungsberechtigten Personen zu verstehen mit der 
Folge, dass allein deren verfügbares Einkommen und Vermögen der primären Aufbrauchspflicht 
nach § 7 Abs. 1 S. 1 AsylbLG unterliegt (so auch VG Trier, Urteil vom 31. Mai 1995, GK, 
AsylbLG, abgedruckt unter VII-zu § 7 Abs. 1 (VG-Nr. 2); VG Hannover, Beschluss vom 9. 
Dezember 1998, GK-AsylbLG Bd. 2, abgedruckt unter VII-zu § 7 Abs. 1 (VG-Nr. 8); VG Frankfurt 
am Main, Beschluss vom 25. Mai 2000, GK-AsylbLG Bd. 2, abgedruckt unter VII- zu § 7 Abs. 1 
(VG-Nr. 18); VG München, Urteil vom 23. Februar 2001, GK-AsylbLG, Bd. 2, abgedruckt unter 
VII-zu § 7 Abs. 1 (VG-Nr. 21); in diese Richtung auch Niedersächsisches Oberverwaltungsgericht, 
Beschluss vom 26. Mai 1999 -4 L 2032/99-, GK-AsylbLG, abgedruckt unter VII-zu § 7 Abs. 1 
(OVG-Nr. 4); anderer Ansicht VG Trier, Urteil vom 31. Mai 1995, GK-AsylbLG, Bd. 2, abgedruckt
unter VII-zu § 7 Abs. 1 (VG-Nr. 2); VG Hamburg, Beschluss vom 13. Oktober 1998, GK-AsylbLG 
Bd. 2, abgedruckt unter VII-zu § 7 Abs. 1 (VG-Nr. 7)). Eine Legaldefinition, die festlegt, wer als 
Familienangehöriger im Sinne des § 7 Abs. 1 S. 1 AsylbLG anzusehen ist, ist im Gesetz nicht 
enthalten. Auch dem Wortlaut dieser Regelung kann nicht unmittelbar entnommen werden, ob unter
dem Begriff der Familienangehörigen nur die Kernfamilie (Vater, Mutter Kind) oder auch die 
Großfamilie (alle miteinander verwandten und verschwägerten Personen) zu fassen ist. Allerdings 
hat sich der Gesetzgeber in Kenntnis der unterschiedlichen gerichtlichen Auslegungsergebnisse mit 
den zum 1. September 1998 in Kraft getretenen Neuregelungen in § 1 a AsylbLG und § 7 Abs. 1 S. 
2 AsylbLG i. V. m. § 122 BSHG für eine einschränkende Auslegung des Begriffs der 
Familienangehörigen beschränkt auf Eltern und minderjährige Kinder entschieden. Im 1. Halbsatz 
des § 1 a AsylbLG wird der persönliche Anwendungsbereich dieser Vorschrift mit der Formulierung
„Leistungsberechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 und ihre Familienangehörigen nach § 1 Abs. 1 
Nr. 6 AsylbLG „näher bestimmt“. § 1 Abs. 1 Nr. 6 AsylbLG spricht von Ehegatten und 
minderjährigen Kindern, so dass der Gesetzgeber hinreichend deutlich zum Ausdruck gebracht hat, 
den Begriff der Familienangehörigen auch in § 7 Abs. 1 S. 1 AsylbLG auf Ehegatten und 
minderjährige Kinder zu begrenzen. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der 
Gesetzgeber den § 1 a AsylbLG in Kenntnis der Kontroverse um die Interpretation des Begriffs des 
Familienangehörigen in § 7 Abs. 1 S. 1 AsylbLG in das Gesetz aufgenommen hat, was auf eine 
einheitliche Auslegung dieses Begriff schließen lässt. Anderenfalls käme es innerhalb desselben 
Gesetzes zu einer unterschiedlichen Auslegung eines einzigen Begriffes, was allein schon dem 
Gebot einer gesetzessystematisch einheitlichen Auslegung widerspräche. Hier ist ebenfalls in den 
Blick zu nehmen, dass der Gesetzgeber mit Wirkung zum 1. September 1998 den neuen § 7 Abs. 1 
S. 2 AsylbLG eingeführt hat, der § 122 BSHG für anwendbar erklärt hat betrifft die 
Einkommensanrechnung bei Personen, die in eheähnlicher Gemeinschaft leben. Hätte sich der 
Gesetzgeber für einen weiten Familienangehörigenbegriff im Rahmen des § 7 AsylbLG entscheiden
wollen, wäre es ihm ein Leichtes gewesen, § 16 BSHG neben § 122 BSHG für entsprechend 
anwendbar zu erklären. Dies hat er aber ausdrücklich nicht vorgenommen. 
Der einschränkenden Auslegung des Familienangehörigenbegriffs steht auch nicht der Runderlass 
des MI vom 14. August 1995 zur Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes (GK-AsylbLG, 
Bd. 1, abgedruckt unter IV-9.3.1) entgegen, zumal dieser Runderlass durch die vorerwähnten zum 1.
September 1998 in Kraft getretenen Änderungen des Asylbewerberleistungsgesetzes teilweise 
überholt ist. So wird unter Ziffer VIII des Runderlasses zunächst ausgeführt, dass 
Familienangehörige Ehegatten und minderjährige Kinder sind (unter Hinweis auf § 1 Abs. 1 Nr. 3 
AsylbLG a.F.). Warum dann andere Personen – Verwandte, gleich welchen Verwandtschaftsgrades, 
Verschwägerte oder Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft – im Nachfolgesatz als 
Familienangehörige zu betrachten sein sollen, wenn sie der Bedarfgemeinschaft angehören, wird 
nicht erläutert. Auch die unter Ziff. VI am Ende bestimmte entsprechende Anwendung der §§ 16, 
122 BSHG ist nach dem Vorgesagten unzutreffend. Insbesondere hat der Gesetzgeber mit der 
Einfügung des § 7 Abs. 1 S. 2 AsylbLG ausdrücklich nur § 122 BSHG für entsprechend anwendbar 
erklärt. Für eine generelle Anwendung des BSHG – hier des § 16 BSHG – ist bei Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz kein Raum, es sei denn, der Gesetzgeber hat dies ausdrücklich 



vorgesehen (vgl. Urteil des erkennenden Gerichts vom 23. April 2002 - 1 A 1143/00 -). Im übrigen 
könnte diese norminterpretierende Verwaltungsvorschrift nur die zuständigen Verwaltungsbehörden,
nicht dagegen die Gerichte binden, da derartige Vorschriften ihre Rechtswirkung grundsätzlich nur 
im behördlichen Innenbereich entfalten und ihnen Außenwirkung nur aufgrund der darauf 
beruhenden Verwaltungspraxis in Verbindung mit dem Gleichheitssatz nach Artikel 3 Abs. 1 GG 
zukommen kann. Wenn solche Verwaltungsvorschriften jedoch das Gesetz wie hier unzutreffend 
auslegen, kommt ihnen schon deshalb keine Bedeutung zu, weil sich ein Anspruchsberechtigter 
unmittelbar auf das Gesetz berufen und seinen Anspruch gerichtlich durchsetzen können muss.“

Neue Rechtserkenntnisse liegen nicht vor, so dass dem nichts hinzuzufügen ist.

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 1, 188 Satz 2 VwGO.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit stützt sich auf §§ 167 VwGO i.V.m. 708 Nr. 
11, 711 ZPO.

Die Hinzuziehung eines Bevollmächtigten im Vorverfahren war notwendig, da die Klägerin der 
rechtskundigen Unterstützung bedurfte, um ihre Rechte wirkungsvoll gegenüber der staatlichen 
Verwaltung durchzusetzen.




